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Martin, der Name Karl Schirdewan
ist älteren LINKEN durch unsägliche
„Parteisäuberungen“ in der SED*
bekannt. Gehörst du zur Familie?
Ich bin ein Enkel von Opa Karl.

Und da gehst du in die Politik, kandi-
dierst zur Europawahl auf dem ach-
ten Listenplatz?
Na ja, das mit dem Platz kann klappen
- oder auch nicht. Aber noch einmal zum
Opa. Ich habe mit ihm zusammenge-
lebt. Wir saßen an Frühstücks- und an-
deren Tischen zusammen und haben
uns über Politisches und Geschichtli-
ches unterhalten, gestritten und oft un-
sere unterschiedlichen Ansichten behal-
ten. Aber die kritische, wissenschaftli-
che Analyse sozialer, wirtschaftlicher
und sonstiger gesellschaftlicher Prozes-
se als Grundlage des politischen
Handelns, das hat er mir vermittelt. Hin-

1. Mai in Hoyerswerda

zu kommt die antifaschistische Traditi-
on unserer Familie. Opa war KZ-Häft-
ling. Und er wurde als Kommunist von
Kommunisten gemaßregelt und in das
gesellschaftliche Abseits gedrängt. Sol-
che politische und linke Denkweisen be-
fördernde Großväter hat nicht jeder. Das
nenne ich durchaus Glück. Politik ist so
ein Lebensinhalt für mich geworden.

Dennoch, man muss doch, geht man in
die komplizierte europäische Politik,
die Aussicht haben, etwas gestalten, ja
etwas verändern zu können?
Ich sehe schreiende Ungerechtigkeiten
in Deutschland und in der Europäischen
Union insgesamt, die nicht sein müss-
ten angesichts des gesellschaftlichen
Reichtums, der ja von den Menschen in
28 Ländern Europas erarbeitet wird. Mir,
uns allen, begegnen täglich europaweit
unterschiedliche Wertigkeiten für Men-

Erfreulich regen Zuspruch, mehr als in den vergangenen Jahren, fand die
zentralen Maifeier des Kreisverbandes Bautzen der Partei DIE LINKE auf
dem Hoyerswerdaer Lausitzplatz.                               Foto: Ralph Büchner

Dr. Martin Schirdewan, LINKER
Kandidat für die Europawahlen,
hielt die Mai-Rede. Foto: G Heyme

schen. Die hochgelobte  und im Grund-
gesetz fixierte Würde des Menschen
verkommt durch die wachsende Sche-
re zwischen Arm und Reich zur Phrase.
Den Mächtigen und Regierenden geht
der Sinn für Gerechtigkeit und gerech-
te Verteilung der Arbeitsergebnisse
immer mehr verloren. Deshalb kommt
die EU insgesamt seit 2008 nicht aus
der Krise heraus. Die jetzige Politik
macht meines Erachtens die europäi-
sche Gemeinschaft kaputt. Das kann,
das darf nicht so bleiben. Wir LINKE
wollen dank der Wählerstimmen - je
mehr, desto besser - Europa besser ma-
chen.      Gespräch: Reinhard Kärbsch

* im Februar 1958 wurden Karl
Schirdewan (1907-1998) und Ernst
Wollweber (1898-1967) wegen
„fraktioneller Tätigkeit“ aller Ämter
enthoben.

Gabi Zimmer Foto: Internet
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Aktuelles in Wort und Bild

nach Redaktionsschluss
Das Letzte

Dr. Reinhold Gläß, Professor der Uni-
versität der Nationalbank der Ukrai-
ne, Kiew, und Ehrendoktor der Univer-
sität Kostroma (Russische Föderation),
zieht das folgende Fazit aus einem
sechsseitigen Beitrag zu den aktuellen
Ereignissen in der Ukraine und die Be-
richterstattung darüber in deutschen
Medien.

Für die ukrainische Bevölkerung
insgesamt, der entscheidende Verbes-
serungen ihrer Lebenslage dringend zu
wünschen wären, ist es eher fraglich, ob
die „neuen“ Bedingungen wirklich
Fortschritte bringen. Die aktuelle Situ-
ation in Lettland und Litauen zum Bei-
spiel, wo die Ausgangsbedingungen
weitaus besser waren, hinterlässt beim
Autor erhebliche Zweifel an der Reali-
tät eines solchen Szenarios. Weshalb
also diese einseitige, russophobe medi-
ale Reflexion der Ereignisse?
Man kann sicher keine endgültige und
umfassende Antwort hinsichtlich die-
ser Erscheinungen geben. Meiner  Auf-
fassung nach leben bestimmte Denk-
klischees aus dem Kalten Krieg in den
Köpfen der meinungsbildenden Jour-
nalisten zäh fort (siehe Berichterstattung
zur DDR). Weiterhin ist mit einiger Ver-
wunderung das Phänomen zu beobach-
ten, dass die latent vorhandenen Ge-
fühle von Antikommunismus, Miss-
trauen und weiteren negativen Attitü-
den allein auf Russland fokussiert wer-
den, während zum Beispiel die balti-
schen Staaten, Georgien, eben die Uk-
raine, natürlich Polen, am Kalten Krieg
offensichtlich nicht auf dieser Seite teil-
genommen haben. Sie waren außen vor
oder haben schon immer aktiv gegen
das kommunistische Joch gekämpft.
Und diese Gefühle sind beim etablier-
ten (West-)Deutschen aus dem Bil-
dungsbürgertum tatsächlich regelmä-
ßig vorhanden. Davon konnte ich mich
selbst bei entsprechenden Begegnun-
gen mit Vertretern dieser Schicht wäh-
rend Reisen nach Osteuropa mehr als
einmal überzeugen. Und dann ist es
eben in Deutschland traditionell so, dass
sich Journalisten der Leitmedien immer
wieder aus dem gleichen Milieu mit
seinen traditionellen Denkmustern und
grundlegenden Auffassungen rekrutie-
ren und reproduzieren.  Man kann sich
nur wundern, wie vorauseilende Zen-
sur auch ohne direkte staatliche Ein-
flussnahme funktioniert, Abweichungen
werden entschieden und vielstimmig
bekämpft.
Es sei noch angemerkt, dass in breiten
Kreisen - vor allem der älteren Einwoh-
ner der Ukraine und Russlands - die
aktive Einmischung Deutschlands in
diese Krise vor dem Hintergrund seiner
geschichtlichen Rolle - gelinde gesagt
- sehr skeptisch gesehen wird.

Alte Gefühle

Fremdwort
Der Paritätische Gesamtverband hat
am 24. April sein erstes Jahresgutachten
zur sozialen Lage in Deutschland ver-
öffentlicht und stellt darin fest, dass die
soziale Spaltung noch nie so groß war.
Dazu erklärt die Vorsitzende der Partei
DIE LINKE, Katja Kipping:

Die Worte sind drastisch, sehr deutlich
und wahr: In seinem ersten Jahres-
gutachten zur sozialen Lage in Deutsch-
land wirft der Paritätische Gesamtver-
band der Politik Passivität vor, „die
bisweilen schon an sozialpolitische Ig-
noranz grenzt“.
Damit bekommt die Regierungspolitik
der letzten Jahre, ob nun schwarz-gelb
oder schwarz-rot, einmal mehr ins
Stammbuch geschrieben, dass soziale
Gerechtigkeit für sie ein Fremdwort ist.
Dass sie so gut wie nichts tut, die sozia-
le Lage der Mehrheit der Bürgerinnen
und Bürger zu verbessern, Kinder- und
Altersarmut zu verhindern, für gute Ar-
beit, gerechte Löhne und sichere Rente
zu sorgen, Vermögende stärker zu be-
steuern zum Wohle aller…
DIE LINKE sieht sich als soziale Alarm-
anlage - wir messen Politik daran, ob
sie geeignet ist, mehr soziale Gerech-
tigkeit zu schaffen. Soziale Sicherheit
für alle in allen Lebenslagen - das ist
möglich, wenn man nicht länger als
gegeben hinnimmt, dass es noch nie so
viel Privatvermögen bei wenigen bei
gleichzeitig so viel verschuldeten Haus-
halten gegeben hat.
DIE LINKE ist Partnerin der sozialen
Bewegungen und Verbände, wenn es
darum geht, die Regierungspolitik da-
rauf hinzuweisen, dass dieses Land kei-
nen Reformstau, sondern einen
Gerechtigkeitsstau hat.

Aus einem Interview von Klaus Ernst
und Katja Kipping am 22. April zu ak-
tuellen Problemen in der Europäischen
Union:
In Griechenland und Spanien ist mehr
als jeder und jede zweite Jugendliche
erwerbslos, in Italien jeder dritte. Aber
gerade einmal sechs Milliarden Euro
werden für ein Programm zur Bekämp-
fung der Jugenderwerbslosigkeit in
ganz Europa mobilisiert. Für die Ret-
tung der Banken, die Europa in die Kri-
se trieben, waren es 5 100 Milliarden
Euro! Auch deshalb sagen wir: Wer
Europa will, muss es den Reichen neh-
men.

Klaus Ernst am 28. April:
Die untere Hälfte der Haushalte in der
Bundesrepublik Deutschland verfügt
über ein Prozent des gesellschaftlichen
Nettovermögens. Die oberen zehn Pro-
zent der Haushalte „teilen“ sich die
Hälfte des gesellschaftlichen Reich-
tums. Der DGB und ich sind da völlig
gleicher Meinung.

Geld ist genug
vorhanden

Die Landtagsabgeordnete Marion Junge (links), Fraktion DIE LINKE im Sächsi-
schen Landtag, übergab an Claudia Zickler und Ronny Böhme vom Verein Pro
Wal- und Wüsteberg am 26. März einen Scheck zur weiteren Umgestaltung des
Wal- und Wüsteberghauses Schwosdorf. Insbesondere für den Einbau neuer Fens-
ter soll das Geld verwendet werden. Der Verein der Landtagsfraktion DIE LINKE
unterstützt mit seinem „Spendentopf von LINKS“ aus den Spenden der Abgeord-
neten soziale, kulturelle und andere Projekte.                        Foto: Ralph Büchner

LINKE Spende geht nach Schwosdorf

Heinrich hat was gegen solche Blonde
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DIE LINKE. Sachsen hat auf ihrer
Versammlung der Landesvertreter-
innen und -vertreter am 5. und 6. April
ihre Landesliste für die Landtagswahl
2014 bestimmt. Es treten 26 Frauen
und 24 Männer auf der Liste an. Bei
der Schlussabstimmung wurde die
Liste mit großer Mehrheit angenom-
men. Dabei stimmten 131 Vertreter-
innen und Vertreter für die Landesliste,
3 Stimmten dagegen und 11 enthielten
sich der Stimme.
1. Gebhardt, Rico Spitzenkandidat
2. Klepsch, Annekatrin SV Dresden
3. Pinka, Jana KV Mittelsachsen
4. Bartl, Klaus SV Chemnitz
5. Falken, Cornelia   SV Leipzig
6. Scheel, Sebastian   KV Meißen
7. Köditz, Kerstin   KV W estsachsen
8. W ehner, Horst   KV Zwickau
9. Kagelmann, Kathrin   KV Görlitz
10. Böhme, Marco   Jugendverband
11. Neuhaus-Wartenberg, Luise
      KV Nordsachsen
12. Tischendorf, Klaus  KV Erzgebirge
13. Meiwald, Verena   KV Sächsische
     Schweiz-Osterzgebirge
14. Schollbach, André   SV Dresden
15. Klotzbücher, Anja  Jugendverb.
16. Schultze, Mirko   KV Görlitz
17. Junge, Marion   KV Bautzen
18. Stange, Enrico   KV W estsachsen
19. Pfau, Janina   KV Vogtland
20. Brünler, Nico   SV Chemnitz
21. Lauterbach, Kerstin  KV Meißen
22. Sodann, Franz   SV Leipzig
23. Buddeberg, Sarah   KV Dresden
24. Neubert, Falk   KV Mittelsachsen
25. Schaper, Susanne   SV Chemnitz
26. Richter, Lutz  KV Sächsische
      Schweiz-Osterzgebirge
27. W erner, Heike   KV W estsachsen
28. Kosel, Heiko   KV Bautzen
29. Nagel, Juliane   SV Leipzig
30. Jalaß, René   KV W estsachsen
38. Muster, Felix   KV Bautzen

Die vollständige Liste: www.dielinke-
sachsen.de

Die Listenplätze
sind vergeben

Marion, dein halbes Leben bist du in
Kamenz Stadtverordnete beziehungs-
weise Stadträtin. Was hat dich 1990
bewogen, Kommunalpolitikerin zu
werden?
Als junge Lehrerin und Mutter zweier
Kinder wollte ich die gesellschaftlichen
Veränderungen einfach mitgestalten.
Am 6. Mai 1990 gaben die Kamenzer
Wähler mir jungem PDS-Mitglied ihr
Vertrauen. Sie schenken es mir bis heu-
te. Mit meinen 26 Jahren hatte ich
damals noch wenig Ahnung, was mich
in der Stadtverordnetenversammlung
erwartet. Es fehlten Gesetze, Erfahrun-
gen und die Akzeptanz im Kommunal-
parlament. Linke wurden aufgrund ih-
rer SED-Vergangenheit massiv öffent-
lich angegriffen und ausgegrenzt. Trotz-
dem versuchten wir mit Kompetenz,
sozialer Verantwortung und kritischer
Vergangenheitsbewältigung die Arbeit
in der Stadtverordnetenversammlung
zu gestalten. Dem unsachlichen Par-
teiengerangel begegneten wir von An-
fang an mit unserem Engagement für
„eine möglichst umfassende Einbe-
ziehung der Bürger in alle Entschei-
dungsprozesse der Kommune“, also für
„eine transparente Politik im Rathaus.“
Die Anerkennung blieb nicht aus: Von
1994 bis 2009 stellte die PDS / DIE LIN-
KE immer die zweitstärkste Fraktion.

Hat für dich als Lehrerin die
Kommunalpolitik spezifische Ziele?
Selbstverständlich, zumal sie mit dem
sozialen Anspruch meiner Partei über-
einstimmen. Schon 1996 setzten wir uns
massiv für den Erhalt der Schulstandorte
in Kamenz ein. Diese Position mussten
wir im damaligen Stadtrat gegen eine
Übermacht behaupten: Deren im Janu-
ar 1996 verkündetes Ziel sah den Er-
halt dreier Schulstandorte und die
Schließung von vier Schulen vor. Es
bedurfte langer Diskussionen und Ver-
handlungen, bevor der Stadtrat am 22.
April 1998 mehrheitlich mit einer über-
arbeiteten Schulkonzeption die Beibe-
haltung aller Schulstandorte beschloss.
Das von den LINKEN massiv unter-
stützte Bürgerbegehren 2007 sicherte
den Erhalt unserer drei Grundschulen.
Auch dafür wählten uns die Kamenzer
Bürger 2009 mit 26 Prozent zur stärks-
ten Stadtratsfraktion. Der Kampf um die
Bewahrung des stadtnahen Schul-
standortes Kamenz geht bekanntlich
weiter. Wir plädieren für den Ausbau
und Modernisierung des Lessing-

Allein gibt es keine 100 Prozent -
auch nicht in Kamenz

Marion Junge ist eine tatkräftige Frau. Misserfolge hauen sie nicht um. Überzeugt, dass gemeinsame Interessen nur
gemeinsam vertreten werden können, ermutigt und mobilisiert sie unermüdlich. Das schafft Vertrauen, beginnend im
Kamenzer Stadtrat und in der eigenen Fraktion. Seit Marion 2003 deren Führung übernahm, streiten die LINKEN
Stadträte zielorientierter und handeln zumeist einmütig. Dass sie 2005 zur ehrenamtlichen Stellvertreterin des Oberbür-
germeisters der Stadt Kamenz gewählt wurde, war Anerkennung über die eigene Fraktion hinaus. Die gewann sie auch bei
ihren Wählern, die sie 2009 in den Sächsischen Landtag sandten. Als Kommunalpolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE widerspricht sie dort leidenschaftlich den Versuchen der Regierungsparteien, der Demokratie zentralistische
Fesseln anzulegen. Sächsische Kommunalpolitiker profitieren dagegen von ihren reichen Erfahrungen. Unmittelbar vor
den Kommunalwahlen sprach Günter Zimmermann vom Lausitzer Linksdruck mit Marion Junge.

gymnasiums auf der Henselstraße und
für die Sanierung der 2. Oberschule auf
der Saarstraße.

Du bist seit längerem Vorsitzende der
Fraktion DIE LINKE. Kollidiert da
nicht Parteiinteresse mit dem An-
spruch, Bürger in solche Ent-
scheidungsprozesse einzubeziehen?
Im Gegenteil! Die Fraktion DIE LINKE
versteht sich als Interessenvertreterin
aller Einwohnerinnen und Einwohner.
Wir wissen, dass erfolgreiche Kom-
munalpolitik von deren Sachverstand,
Engagement und Beteiligung lebt. Mit
ihnen gemeinsam suchen wir anstehen-
de Entscheidungen vorzubereiten. Des-
halb laden wir regelmäßig zu öffentli-
chen Fraktionssitzungen, Bürgersprech-

tung vertraut machen. Die Hauptsatzung
der Stadt Kamenz wurde um den Ein-
wohnerantrag erweitert. Nicht zuletzt
erhalten alle LINKEN Stadträte wie auch
ich zahlreiche Denk- und Handlungs-
impulse aus unserer Mitgliedschaft in
mehreren gemeinnützigen Vereinen.

Die Einwohnerinnen und Einwohner
können also die Entscheidungs-
prozesse im Rathaus kritisch beglei-
ten. Was aber, wenn sie selber solche
Entscheidungsprozesse in Gang set-
zen möchten?
Die Hauptsatzung enthält jetzt den Ein-
wohnerantrag. Die Quoren für ein
Bürgerbegehren wurden gesenkt. In al-
len Ortsteilen gibt es nun Ortschaftsräte
mit zunehmendem Einfluss auf kom-
munale Entscheidungen. Seit zehn Jah-
ren wirken verantwortungsbewusste
Bürgerinnen und Bürger mit guten Er-
gebnissen in der überparteilichen
Arbeitsgruppe Soziales beim Stadtrat
zusammen. Im Zusammenwirken mit
ihr suchen wir weitere Bürger zu ge-
winnen, auch um ein Leitbild „Famili-
en- und kinderfreundliches Kamenz“
als künftige Arbeitsgrundlage weiter zu
entwickeln.Möglichst viele Wähler-
innen und Wähler wollen wir am 25.
Mai erst für die Unterstützung unseres
Wahlprogramms und danach zur Mit-
arbeit an seiner Verwirklichung gewin-
nen: „100% Kamenz – für eine soziale,
transparente und bürgerbeteiligte
Kommunalpolitik.“

W ahlkampfauftakt mit Infostand am 17. April: Marion Junge (links) und W olf-
gang Schubert im Gespräch mit einer Bürgerin.             Foto: Günter Zimmermann

stunden und thematischen Veranstal-
tungen ein.
Sachverständige Bürger bedürfen der
notwendigen Information und der Ge-
wissheit, dass ihr Wort etwas gilt. Auf
unsere Initiative können sich seit 2011
die Kamenzer per Internet in einem
Bürgerinformationssystem mit der Ar-
beit der Stadträte und der Stadtverwal-

Die Fraktion DIE LINKE
versteht sich als

Interessenvertreterin aller
Einwohnerinnen und

Einwohner.
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In der Europäischen Union (EU) leben
etwa 505 700 000 Menschen auf einer
Fläche von mehr als vier Millionen
Quadratkilometern. Die Gesamtfläche
Europas umfasst 10 180 000, davon
Russland allein 3 952 550 Quadratki-
lometer im europäischen Teil.
Die Bevölkerungsgröße der Mitglied-
staaten bestimmt die Anzahl der
Europaabgeordneten. Aus den „kleins-
ten“ Staaten kommen je sechs Abge-
ordnete, die mit Abstand meisten Ab-
geordneten (künftig 96) sind aus
Deutschland, dem bevölkerungs-
reichsten Mitgliedstaat.
Die Wählerinnen und Wähler haben zur
Europawahl eine Stimme, mit der sie
eine Partei wählen, keine Person. Die
einzelnen nationalen Parteien werden
dann entsprechend der Zahl der Stim-
men ihre Kandidaten in das Europa-
parlament entsenden - insgesamt 751.
Erstmals gibt es keine Sperrklausel in
Deutschland, denn das Bundesverfas-
sungsgericht hat am 26. Februar dieses
Jahres die Drei-Prozent-Sperre von 2013
gekippt. Dabei gelten in den einzelnen
Ländern unterschiedliche Sitzvertei-
lungsverfahren. Der Spitzenkandidat
der Europäischen Linken, der für das
durch das Parlament zu wählende Amt
des Kommissionspräsidenten vorgese-
hen ist, heißt Alexis Tsipras, Führer des
griechischen Linksbündnisses Syriza.

Wissenswertes
zur Europawahl

Am 25. Mai wird der Wahlberechtigte verschiedene Listen ausgehändigt bekom-
men, weil auch Kommunalwahlen stattfinden: eine für den zu wählenden Kreis-
tag, eine für den zu wählenden Stadt- beziehungsweise Gemeinderat sowie
gegebenenfalls eine für den zu wählenden Ortschaftsrat. Da ist höchste Aufmerk-
samkeit geboten, um immer auch die oder den linken Kandidaten/dieKandidatin
zu finden und anzukreuzen, nicht wahr.

es stehen wieder Wahlen in unserem
Landkreis an. Damit es bei den Wahlen
tatsächlich weiterhin eine Wahl gibt
und den Bürgern dies bekannt wird,
brauchen wir Eure Unterstützung. Da
wir, wie Ihr wisst, keine Großspenden
von Unternehmen bekommen, sind wir
auf die individuelle Spenden-
bereitschaft angewiesen. Als Gegenleis-
tung können wir dabei keine Kandida-
ten im Schlepptau von Funktionären
mit Förderbescheiden zu Euch schi-
cken, keine gesonderte Behandlung
von Einzelpersonen und Verbänden in
Aussicht stellen und wir können auch
keine anderweitigen Privilegien ver-
sprechen.
Unser Angebot ist eine Politik, die sich
am Interesse der Allgemeinheit ausrich-
tet, die soziale Ungleichheit abbauen
und eine zukunftsorientierte Wirtschaft
fördern soll, die auf Fördermittel nicht
angewiesen ist. Unsere Angebote sind
transparente Entscheidungsprozesse,
mehr direkte Beteiligung der Betroffe-
nen an ihnen und Strukturen, deren
Reichtum allen zu Gute kommt. Wir
bieten eine wirksame Bekämpfung von
Fremdenfeindlichkeit und Rassismus,
damit Flüchtlinge und Gäste uns in die-
sem Land bereichern können. Wir bie-
ten eine flächendeckend gute Bil-
dungs- und Familienpolitik, damit Fa-
milien mehr Zeit füreinander haben. Wir
bieten starke Kommunen, die zum
Wohle der Einwohner entscheiden kön-

Liebe Freunde, Sympathisanten und Mitglieder,
nen. Kurz: Wir bieten eine echte Alter-
native. Damit diese Alternative bekannt
wird, brauchen wir Eure Unterstützung.
Helft uns mit, diesen Wechsel hinzu-

bekommen. Nehmt einfach Kontakt zu
uns auf und unterstützt uns direkt oder
helft uns finanziell durch diesen Wahl-
kampf.

Unser Spendenkonto ist: DIE LINKE. Bautzen, Volksbank Bautzen eG
BLZ: 85590000; Kontonummer: 320486505 oder
IBAN: DE19855900000320486505 BIC: GENODEF1BZV
Sollten Sie eine Spendenquittung benötigen, so lassen Sie uns dies bitte wissen.

Heiko, Direktkandidat im Landtags-
wahlkreis, wo du zuhause bist, Bewer-
ber auf Platz 28 der Landesliste, nun
trittst du auch als Kandidat für den
Kreistag an. Was bewog dich dazu?
Ob man will oder nicht, Landespolitik
und Kommunalpolitik sind so verwo-
ben, dass sie in der gesellschaftlichen
Praxis nicht zu trennen sind. Das habe
ich immer wieder erfahren können. Ob
Schulstandorte, Radwege oder Groß-
ställe - welche Entwicklungen oder
landespolitische Fehlentwicklungen es
auch geben mag, ausbaden müssen es
immer die Kommunen. Wer etwas ver-
ändern, verbessern, gestalten will, muss
damit auch an der Basis beginnen. Ne-
ben der inhaltlichen Nähe kommunal-
politischen und landespolitischen
Wirkens ist es aber auch der Bekannt-
heitsgrad, den ein Landtagsab-
geordneter hat, der sich nützlich bei der
Wahl auswirken könnte. Damit unter-
stütze ich faktisch auch die anderen drei
linken Bewerber in diesem Kreistags-
wahlkreis.

Du bist seit 1999 Mitglied im Sächsi-
schen Landtag. Wie kam es zu dei-
nem Einstieg in die Politik?
Ob man es glaubt oder nicht. Es war
purer Zufall. Ich habe mich nicht aufge-

An Arbeit wird es nicht fehlen

Heiko Kosel mit Caren Lay (links) und Cornelia
Ernst.                                                 Foto: R.Kärbsch

drängt, sondern ich wurde gefragt. Die
Genossen aus Kamenz hielten damals
Ausschau nach einem Direkt-
kandidaten und sprachen mich an. Die
Kamenzer und meine sorbischen Genos-
sinnen und Genossen sagten: Dann tritt
doch auch für die Landesliste an.
Freilich hatte ich familiär einen klaren
politischen Hintergrund, war durch
meine Eltern politisches Engagement
gewöhnt und hatte bereits während des
Studiums aktiv in PDS und sorbischen
Studentenverein gewirkt.

Als Mitglied des Landtages tätig, hast
du dir Arbeitsfelder erschlossen. Ziel-
gerichtet?
Als Sorbe kam für mich natürlich die

Minderheitenpolitik an erste
Stelle. Ich war der Überzeu-
gung, dass die politische Ver-
tretung der Sorben durch lin-
ke Sorben besser und für die
sorbische Minderheit ergie-
biger ist als ein „sorbischer
Opportunismus“, wie er zu
meinem Leidwesen und zum
Schaden der sorbischen Be-
völkerung gang und gäbe ist.
Und auch Kommunalpolitik
ist in der Lausitz
Minderheitenpolitik, umge-

kehrt auch. Durch Studium, Kontakte
sowie polnische und tschechische
Sprachkenntnisse konnte ich mir aber
auch ein ungeheuer wichtiges, zuweilen
auch in der Linkspartei unterschätztes
Gebiet erschließen, den Bereich der
Europapolitik. Gerade die von der EU
gehandhabte Europapolitik wirkt sich
so gravierend auf die Kommunalpolitik
aus, auf die Regionalpolitik auch, wie
wir es gerade in Nachbarschaft zu Tsche-
chien und Polen erleben.

Wenn du Bilanz ziehst, was würdest
du als herausragendes Ergebnis auf-
weisen wollen?
Neben dem, was in der Minderheiten-
politik in der Partei und in der sorbi-

schen Öffentlichkeit verändert wurde,
möchte ich das Kooperationsab-
kommen linker Fraktionen Sachsens,
Brandenburgs und der grenznahen
Regionalparlamente Polens und Tsche-
chiens hervorheben. Das gibt es
woanders so nicht. Dass ich der von al-
len Seiten bestimmte Koordinator ei-
ner solchen in diesem Jahr zehnjährigen
Zusammenarbeit bin, gehört auch zu
meiner persönlichen Bilanz.

In den 15 Jahren als Landtagsab-
geordneter hast du vieles erreicht.
Welche werden künftig deine wichtigs-
ten Baustellen sein?
Von den bisherigen wird keine
sozusagen baustellenbereinigt werden.
Zu vieles ist wegen der sächsischen
Regierungspolitik entweder unfertig
oder veränderungsbedürftig. Ob
Braunkohleabbau, Ausdünnung des
ländlichen Raumes, Bildungspolitik,
wirkliche Kooperation mit den polni-
schen und tschechischen Nachbarn,
Strukturpolitik, Minderheitenpolitik
und andere Bereiche: An Arbeit, sollte
ich in den Kreistag und auch wieder in
den Landtag einziehen, wird es nicht
fehlen.

Gespräch: Sieghard Kosel
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Am 3. Juli 2008 gründeten Kamenzer
Bürgerinnen und Bürger den Förder-
verein „Gedenkstätte KZ-Außenlager
Kamenz-Herrental“ e. V. Eingeladen zu
der Gründungsversammlung hatte die
„Initiative zur Bewahrung des Ge-
denkens an die Opfer faschistischer
Gewaltherrschaft in Kamenz“. Der
Förderverein setzt sich zum Ziel, dass
im Bereich des zu renaturierenden Are-
als der ehemaligen Tuchfabrik der
Gebrüder Noske und Co., Herrental
Nummer 9, eine Gedenkstätte für die
etwa 1 000 Menschen errichtet wird,
die hier zwischen November 1944 und
März 1945 als KZ-Häftlinge gelitten
haben oder zu Tode kamen.
Die Gründer halten diese Form des
Zusammenschlusses und bürgerschaft-
lichen Engagements, ein solches Vor-
haben vor allem in inhaltlicher wie fi-
nanzieller Hinsicht besser unterstützen
zu können, für zweckmäßiger, als in
einer formlosen Initiative. Eine solche
war am 4. Juli 2003 in einer Veranstal-
tung „Ein Tag im Herrental“ anlässlich
der Übergabe der Forschungs-
ergebnisse über die Lagerzeit und die
inhaftierten Menschen aus 21 Ländern
Europas auf Initiative des Kamenzer
Wolfgang Teichert gebildet worden.

Auszug aus der
Satzung

§ 3 Vereinszweck
1. Der Förderverein bekennt sich zu ei-
nem konsequenten Antifaschismus auf
der Grundlage des „Schwurs von
Buchenwald vom 19.4.1945“. Der
Förderverein arbeitet zur Bewahrung
des Gedenkens an die Opfer faschisti-
scher Gewaltherrschaft in Kamenz mit
allen gesellschaftlichen Kräften zusam-
men.
2. Er fördert und unterstützt alle Akti-
vitäten zur weiteren Gestaltung und
Unterhaltung der Gedenkstätte sowie
zur Popularisierung der Geschichte des
KZ-Außenlagers Kamenz-Herrental.
Er entwickelt dazu pädagogische An-
leitungen, Hilfestellungen und Hilfs-
mittel.
3. Der Vereinszweck wird insbesondere
durch Beschaffung von Mitteln durch
Beiträge, Spenden und Veranstaltun-
gen, die der Werbung für den geförder-
ten Zweck dienen, verwirklicht.
4. Der Verein finanziert sich durch Bei-
träge und Spenden seiner Mitglieder
sowie von Bürgern und Institutionen,
die seine Zweckbestimmung unterstüt-
zen. Der Verein ist selbstlos tätig, er
verfolgt keine eigenwirtschaftlichen
Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur
für den satzungsgemäßen Zweck ver-
wendet werden.
5. Die Vereinsämter sind Ehrenämter.
6. Der Verein agiert parteiunabhängig
und verfolgt keine religiösen Ziele.

Förderverein Gedenkstätte KZ-Außenlager Kamenz-Herrental e. V.

Der Schornstein mahnt

Oktober 1944: Errichtung des Außen-
lagers durch die SS in der Tuchfabrik
Gebrüder Noßke & Co. im Kamenzer
Herrental. Parallel dazu verlagert die
Daimler Benz AG ihre Produktions-
stätten, in denen Flugzeugmotoren
montiert werden, aus Colmar (Elsaß)
und Reichshof (Generalgouvernement)
nach Penig und Kamenz, Glaswerk an
der Grenzstraße.
November 1944: Erster Häftlings-
transport als Vorkommando.
17. Dezember 1944: Etwa 200 vorwie-
gend französische Häftlinge treffen ein.
26. Januar 1945:  Etwa 750 Häftlinge
aus dem KZ Flossenbürg (Oberpfalz)
erreichen das Lager, in dem jetzt bis zu
1000 Menschen Zwangsarbeit verrich-
ten müssen. Die Bewachung besteht aus
24 SS-Soldaten, vorwiegend ungari-
scher Nationalität. SS-Oberscharführer
(vergleichsweise Feldwebel bei der
Wehrmacht) Wirker befehligt sie. Er sagt
später bei seiner Vernehmung, dass 125
Häftlingsleichen in der Kesselanlage
verbrannt worden seien. Die genaue
Zahl der Todesopfer ist bis heute nicht
bekannt. Man muss von über 250 aus-
gehen.
10. März 1945: Auflösung, Evakuie-
rung von 690 Häftlingen in das KZ
Dachau.

Zur Geschichte
des Lagers

Jüngstes stilles Gedenken am 10. März.                              Fotos: Reinhard Kärbsch

Der Belgier Petrus Alphonsius Saey, Überlebender, und Christine Tenne,
Gestalterin der Gedenkstätte, am 7. Juli 2011. Der Franzose Michel Caron, Sohn
des gleichnamigen Opfers, spricht am Tag der Übergabe zu den Versammelten.
Dr. Hermann Drumm übersetzt.

Die in der Gedenkstätte auf den Edelstahltafeln aufgeführten 182 Namen wurden
durch den Vergleich von vorhandenen Transportlisten ermittelt. Mit ihrer Nen-
nung soll den Todesopfern ihre menschliche Würde zurückgegeben werden -
denn keinem der Angehörigen der Opfer wird es je möglich sein, Blumen an ihrem
Grab niederzulegen. Die Aufwendungen dafür wurden zum großen Teil durch
Spenden von Privatpersonen, Institutionen und  Unternehmungen sowie aus dem
Haushalt der Stadt Kamenz bestritten. Unterstützung ist weiterhin notwendig.
Spender erhalten für 50 Euro eine künstlerisch gestaltete Urkunde, auf der auch
der Name eines Opfers verzeichnet ist.

Autoren: Wolfgang Teichert und
Reinhard Kärbsch.

Der Anonymität entrissen Angebote:
- Führungen für Gruppen und
Schulklassen
- Informations- und Diskussions-
veranstaltungen
- Mitteilungsblatt für Vereins-
mitglieder und Sympathisanten
- Ausstellung: Zur Geschichte des
KZ-Außenlagers Kamenz-Herrental

Kontakt:
Dr. Hermann Drumm, Vereinsvor-
sitzender, 01917 Kamenz, Macher-
straße 116, Telefon (03 578) 30 03 28,
E-Mail: dhdrumm@t-online.de
Internet: www.kamenz.de/
geschichte/foerderverein/
foerderverein.htm

Bankverbindung:
Volksbank Bautzen, BLZ: 855 900 00,
Kontonummer: 11 30 77 01
IBAN: DE64855900000011307701,
BIC: GENOGEF1BZV
Als gemeinnützige Körperschaft stellt der

Verein Spendenquittungen aus.

Hauptsponsor: ewagkamenz
energie und wasserversorgung A G
www.ewagkamenz.de
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war die Überschrift einer Veranstaltung
im Chemnitzer Rothaus, zu der die Platt-
form Internationalismus beim Landes-
verband DIE LINKE. Sachsen kürzlich
eingeladen hatte. Inhaltlich ging es um
die eigentlich notwendigen Möglich-
keiten der regionalen Zusammenarbeit
mit den Genossinnen und Genossen in
Polen und Tschechien, hatte es doch
am Vorabend des Leipziger Parteitages
im November 2013 die Unterzeich-
nung einer entsprechenden
Kooperationsvereinbarung sogar auf
Landesebene gegeben.
Das Mitglied des Landesvorstandes
und europapolitischer Sprecher der
Landtagsfraktion, Heiko Kosel, gab eine
umfassende Grundlage für die sich an-
schließende Diskussion. Zunächst be-
leuchtete er die unterschiedlichen Aus-
gangslagen von SLD in Polen und
KSCM in Tschechien seit 1989. Dabei
ging es bei ersteren vor allem um
Neufindung und bei der Schwesterpar-
tei aus Tschechien um die drohende
Gefahr eines Verbotes. Aber: Nunmehr
gibt es sogar einen Landeshauptmann
in Usti n.L., der der KSCM angehört!
Aufmerksam wurden die Ausführungen
verfolgt, die die konkrete Zusammen-
arbeit in den Grenzregionen betrifft.
Kreisverbände haben dazu mit den Part-
nern auf dieser praktischen Ebene
Kooperationsvereinbarungen getroffen.
Gemeinsam mit  Brandenburg wurde
ein Netzwerk SFEL-R der Europäi-
schen Linken als Ständiges Forum ge-
schaffen, in dem bereits auch Genossen
aus Bayern mitarbeiten.

Gemeinsame Vorhaben

In der Diskussion wurde über mögliche
Vorhaben gesprochen, die in Gemein-
samkeit realisiert werden können. Sind
nicht die Europawahlen geeignet, um
Städtepartnerschaften aus gemeinsamer
Verantwortung gegen Faschismus und
Krieg neu aufleben zu lassen? Karl-
Marx-Stadt hatte auch noch als
Chemnitz freundschaftliche Verbin-
dungen nach Usti n.L. Dort sind am 23./
24. Mai die Wahllokale geöffnet, bei
uns am 25.Mai. Hier wie dort wäre Un-
terstützung im Wahlkampf sicher sinn-
voll. Warum sollte der Europaabgeord-
nete Jaromir Kohlicek eine Einladung
ausschlagen? Ein umgekehrter Trans-
fer ist ebenfalls denkbar.
Wie kann das traditionsreiche Riesen-
gebirgstreffen in Malá Úpa (in diesem
Jahr am 30. August) für jüngere Leute
attraktiv gestaltet werden? Kann man
da etwas mit den Organisations-
erfahrungen von Pfingstcamps in der
Böhmischen Schweiz anfangen? Zu-
stimmung gab es zum Vorhaben, den
Stand der Direktbeziehungen der grenz-
nahen Gliederungen zu aktualisieren,
und zur Überlegung, dem Ständigen
Forum SFEL-R beizutreten.

             Ronald Wandel

Internationalismus
konkret

Cornelia Ernst mit Aladár Horváth, dem Vorsitzenden der jungen
Roma-Partei (MCP), vor dem Roma-Parlament in Budapest.              Foto: Internet

Anlässlich des Internationalen Roma-
Tages am 8. April erklärt Cornelia Ernst,
Mitglied im Innenausschuss des
Europaparlaments:
„Damit Roma überhaupt europäische
Fördergelder beantragen können, brau-
chen sie natürlich Projektträger, die sich
für ihre Belange interessieren. Deshalb
fordere ich den ungarischen Minister-
präsidenten Viktor Orbán auf, von der
Schließung des Roma-Parlaments in
Budapest abzusehen und den Mietver-
trag zu verlängern! Denn wenn das
Roma-Parlament stirbt, stirbt auch die
Selbstverwaltung der Roma in Un-
garn!“ Um die Schließung des Roma-
Parlaments in Budapest zu verhindern,
hat Cornelia Ernst gemeinsam mit ei-
ner rumänischen Europaabgeordneten
einen Brief an den Bürgermeister von
Budapest István Tarlós und an Viktor
Orbán geschickt.

Vollständiger Brief: www.cornelia-
ernst.de

Roma-Selbstverwaltung darf nicht sterben!

Die schwarz-rote Bundesregierung will
laut ihrer Planung zum Bundeshaus-
halt 2014 die erst 2013 von 8,2 auf 8,7
Millionen Euro aufgestockten Finanz-
mittel für die Stiftung für das Sorbische
Volk wieder auf 8,2 Millionen Euro zu-
rückfahren. Dazu erklärt die
Bundestagsabgeordnete des Bautzener
Wahlkreises Caren Lay (DIE LINKE):
„Leider macht sich bei Betrachtung der
Haushaltsplanung für 2014 Ernüchte-
rung breit. Demnach sollen die Mittel
für die Sorbenstiftung wieder auf den
alten Betrag von 8,2 Millionen Euro
zurückgefahren werden. Die kurzzeiti-

Bundesregierung nimmt
Mittelerhöhung für Sorbenstiftung zurück

ge Erhöhung der Mittel im Wahljahr
2013 war offenbar leider nur ein Stroh-
feuer und ein Geburtstagsgeschenk
anlässlich des 100-jährigen Bestehens
der sorbischen Domowina. Eine nach-
haltige und planbare Finanzierung sieht
jedenfalls anders aus. Denn faktisch
bedeutet die Rückkehr zur früheren
Förderhöhe allein wegen des seit Jah-
ren mangelnden Inflationsausgleichs in
der Realität eine Kürzung der Mittel.
Die langjährige Forderung der LINKEN
und der sorbischen Institutionen, den
Zuschuss für die Stiftung zu erhöhen,
bleibt dringend notwendig, damit kul-

turelle Einrichtungen und Projekte der
sorbischen Minderheit überhaupt aus-
reichend finanziert werden können. In
der Vergangenheit war dies immer
schwieriger geworden. Nach den jetzi-
gen Planungen werden die Hoffnungen
auf eine ausreichende Ausfinanzierung
aller sorbischen Institutionen wieder
zerschlagen. Somit drohen weiterhin
harsche Einschnitte. Das ist eine einzi-
ge Enttäuschung. SPD und Union müs-
sen den Haushaltsentwurf dringend
nachbessern. Die Sorben haben das
Recht auf Pflege und den Erhalt ihrer
Sprache und Kultur!“

Gäste aus Bischofswerda, Demitz-Thumitz, Lauta, Hoyerswerda und Bautzen waren in der Karwoche zu Gast im Bundestag.
Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz stellte sich den Gästen ebenso vor wie das Karl-Liebknecht-
Haus, die Bundesgeschäftsstelle der LINKEN. Bei einem Rundgang am Holocaust-Mahnmal und während der Besucher-
fahrt konnten die Teilnehmenden Berlin erkunden. Der Besuch des Bundestages, das Gespräch mit der Abgeordneten Caren
Lay sowie die Besichtigung der Kuppel rundeten den Besuch ab.      Kristin Hofmann

Zufriedene Besucherinnen und Besucher aus dem Landkreis Bautzen.     Foto: Bundestag

Über den Köpfen der politischen Eliten
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Es war ihr erster Ausflug, den eine Gruppe
von Bewerberinnen und Bewerbern aus
dem Bischofswerdaer  Asylsuchenden-
heim seit Ankunft in Deutschland un-
ternahm. Er führte nicht nur in drei Stun-
den nach Weimar und Buchenwald. Es
war ein Ausflug in deutsche Geschich-
te. Gemeinsam mit Antifaschisten aus
Dresden, Bautzen und Hoyerswerda
nahmen sie an der Veranstaltung zum
69. Jahrestag der Selbstbefreiung des
Konzentrationslagers Buchenwald teil.
Dank Lisa, Landratsamt Bautzen und
Landtagsabgeordneten Heiko Kosel
(LINKE) wurde das möglich.
Der diesjährige Treff war dem Zusam-
menhang von Selbstbehauptung und
Selbstbefreiung der Häftlinge des KZ
gewidmet. So konnten die Teilnehmer
im Auditorium zu Herzen gehende Be-
richte darüber vernehmen, wie die KZ-
Insassen dem unmenschlichen Terror
der SS-Schergen zu widerstehen ver-
mochten und ihre Befreiung umsichtig
vorbereiteten. Einige der letzten Zeit-
zeugen kamen zu Wort. Nachfolgende
Generationen  sind nunmehr aufgeru-
fen, die Wahrheit über Buchenwald zu
verkünden.

Buchenwald-Schwur weitertragen

Der Bundesvorsitzende der VVN/BdA
Prof. Dr. Heinrich Fink betonte die Not-
wendigkeit, das antifaschistische Erbe,
als Schwur  von Buchenwald in Worte
gekleidet, von Generation zu Genera-
tion weiterzutragen. Die Lagerarbeits-
gemeinschaft Buchenwald versammel-
te drum in diesem Jahr bereits zum fünf-
ten Mal die zweite und dritte Genera-
tion, sinnbildlich damit das Buchen-
waldlied zum Ausdruck  bringend

Zu Herzen gehende Berichte

Es ist eine Tatsache: Schon vor 1990
machten Einheiten der Bundeswehr
von sich reden bei „humanitären“ Hilfs-
aktionen weltweit. Aber 1982 zierte
man sich noch bei der Entsendung von
Minenräumbooten der Bundesmarine
in den Persischen Golf. Das war damals
der Wunsch der USA. Die deutsche Öf-
fentlichkeit verurteilte mehrheitlich den
1. Golfkrieg. Zu sehr war noch der
Staatsbürger in Uniform aktuell. Das
Grundgesetz beschränkte den Einsatz
der Bundeswehr auf den Status „erwei-
terter Landesverteidigung“ im Rahmen
der Nato. Nach 1990 wurde eine Debat-
te über den Einsatz der Bundeswehr
außerhalb des Nato-Vertragsgebietes
von CDU, CSU und FDP losgetreten.
SPD und GRÜNE waren zunächst selbst
noch mit UN-Mandatierung dagegen.
Man nutzte als humanitäre Hilfsaktio-
nen deklarierte Einsätze der Bundes-
wehr 1990/91 während des 2. Golf-
krieges, um Kriegseinsätze zur Norma-
lität werden zu lassen. Die Bundeswehr
agierte vermehrt im Rahmen von UN-
Missionen der Nato in Auslandsein-

Ein Platz an der Sonne!
sätzen. Bei der Nato-Aggression gegen
Jugoslawien nahm erstmals seit 1945
die Bundeswehr wieder offen an Kriegs-
handlungen teil. Eine Koalitionsregie-
rung von SPD und Bündnisgrünen
machte 1999 diese dritte Ursünde des
20. Jahrhunderts durch extreme Ge-
schichtsklitterung eines Außen-
ministers namens Joschka Fischer mög-
lich. Heute gibt der Altkanzler Gerhard
Schröder zu, damit gegen das  Völker-
recht verstoßen zu haben.

Im Irak-Krieg starteten US-Versor-
gungsflüge von deutschen Basen in die
Kriegsgebiete - wie heute Aufklärungs-
flugzeuge, die an den östlichen Gren-
zen der Nato hin zur Ukraine und Russ-
land verschärfte Patrouille fliegen. Und
immer wurde umfangreiche logistische
Unterstützung geleistet, auch für den
Irak-Krieg. Das hat die Lage bis heute
extrem verändert: Deutsche Patriot-
Raketen stehen immer noch an der
Grenze der Türkei zu Syrien. Einsätze
der Bundeswehr zu Wasser, zu Lande
und in der Luft - in Mali, im Kosovo, in

Afghanistan, vor den Küsten Somalias
und des Libanons - hält die Mehrheit
der gewählten Volksvertreter im Deut-
schen Bundestag offenbar für die nor-
malste Geschichte der Welt. Nur die
LINKE, die das alles entschieden ab-
lehnt, gilt als „nicht politikfähig“. Im
Kriegsgebiet Afghanistan will man nach
dem Teilabzug 2014 weiter die Freiheit
der Monopole am Hindukusch vertei-
digen - mit einer „Ausbildungsmis-
sion“. Parallel zu einer massiven Werbe-
kampagne für Einsätze der Bundeswehr
in aller Welt, versucht man, die Öffent-
lichkeit auf Kriegskurs zu trimmen.
Scharfmacher wie Bundespräsident
Joachim Gauck geben dafür die pasto-
rale Weihe und unterstützen eine gänz-
lich außer Rand und Band geratene
Militär-und Rüstungslobby in der Ko-
alition von CDU/CSU und SPD. Vor
allem aber auf dem afrikanischen Kon-
tinent sollen die Interessen der Mono-
pole gesichert werden. Schließlich geht
es um politischen und wirtschaftlichen
Einfluss, vor allem aber um die Siche-
rung des Zugriffs auf seltene beziehungs-

weise knapper werdende wichtige Roh-
stoffe. Beispielsweise Uran. Deutsch-
land als wirtschaftliche Führungsmacht
in der EU gibt dabei vor allem in Afrika
in alter Kolonialmanier den Ton an.
Oftmals wird dieses Vorhaben in einer
UN- oder EU-Mission unter einer Lo-
sung der Partnerschaft getarnt. Man gibt
vor, die Ausbildung von Polizei und
Militär für den Antiterrorkampf zu schu-
len.

Vor 100 Jahren begann der Erste Welt-
krieg mit seinen Auswirkungen bis
1945 als Urkatastrophe des 20. Jahrhun-
derts. Dieser wurde ausgelöst durch ei-
nen zügellosen Imperialismus, gepaart
mit einer pervertierten Menschen-
verachtung. Wiederholt offenbart sich
die Tatsache, dass der deutsche Imperi-
alismus den Widerspruch, als wirtschaft-
licher Riese ein politischer Zwerg zu
sein, nicht ohne Krieg nach innen und
außen lösen kann. Fallen wir den
Neokolonialisten in den Arm! Der Krieg
ist kein Gesetz der Natur und der Frie-
den kein Geschenk! Heinrich Ruynat

„Buchenwald, ich kann dich nicht ver-
gessen“. Es gibt zur Genüge Versuche,
auch die Geschichte der Befreiung der
Häftlinge zu verfälschen. Ein Blick in
die überaus vollen Auslagen der Buch-

handlung der Gedenkstätte führt  dem
kritischen Besuchern vor Augen, dass
dabei an nichts gespart wird. Es zeigte
sich auch an diesen Tage: Betrachtung
von Geschichte ist auch immer Ausein-

andersetzung mit Geschichte. Ein je-
der, der mitgefahren war, nahm seine sehr
persönlich geprägten Eindrücke mit
nach Hause. Die Bautzener Teilnehmer
hatten zu Buchenwald einen engen
Bezug. Im KZ wurde im August 1944
der aus dem Bautzener Gefängnis
hierher verbrachte Führer der deutschen
Kommunisten Ernst Thälmann heim-
tückisch ermordet. Im KZ Buchenwald
war auch der in Cölln bei Bautzen ge-
borene sorbische Kommunist Karl
Jannack lange Jahre inhaftiert, der als
junger Mann Mitglied der Bremer Räte-
regierung war und sich nach 1945 in
der Lausitz vor allem bei der Durchfüh-
rung der Demokratischen Bodenreform
unvergessliche Verdienste erwarb.

                            Sieghard Kosel

Ehrung für Ernst Thälmann.           Foto: Gerd Rommel

Auszug aus der Erklärung
vom 13. April 2014

Wir erneuern unsere Erwartung in
die Zuständigen der Bundesrepublik
Deutschland, dass sie aus historischer
Verantwortung ihren Einfluss in der
Europäischen Union geltend ma-
chen, damit in den Mitgliedsländern
neofaschistische Aktivitäten und ihr
weiteres Erstarken unterbunden wer-
den. Gleichermaßen verlangen wir,
dass in unserem Land eine kritische-
re Auseinandersetzung mit Neofa-
schismus, latentem und offenem Ras-
sismus, geschürter Fremden-
feindlichkeit und nationaler Über-
heblichkeit geführt wird. Aufrüstung,
Kriegsbeteiligung, Rüstungsexporte
befördern nicht Frieden und Freiheit.
Das lehren Vergangenheit und Ge-
genwart.
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Schon mal in Cunnersdorf gewesen
zum Philosophievortrag? Im März war
schon zum vierten Mal Wolfgang Giese
in der Alten Schule (siehe untenste-
hend), um im lockeren Plauderton an-
schaulich und verständlich über Den-
ker und vor allem Denkerinnen Wis-
senswertes zu vermitteln. Etwa über den
Satz des Pythagoras und ein paar weit-
gehend unbekannte Hintergründe. Wer
in der Schule einigermaßen aufgepasst
hat, weiß: In allen rechtwinkligen Drei-
ecken ist die Summe der Flächeninhal-
te der Kathetenquadrate gleich dem Flä-
cheninhalt des Hypotenusenquadrates.
Dieser griechische Philosoph, Mathe-
matiker und Naturwissenschaftler leb-
te von ungefähr 570 bis 510 v.d.Z. und
gilt auch als Schöpfer einer Harmonie-
lehre. Er soll sich auch zum sogenann-
ten Goldenen Schnitt geäußert haben.
Diese Abmessungen wurden später als
ideales Prinzip ästhetischer
Proportionierung bezeichnet und spie-
len bis heute beispielsweise in der Bil-
denden Kunst eine große Rolle.

Die Frau als Lehrerin

Das Geheimnisvolle der Geschichte?
Hinter dem klugen Pythagoras stand
eine kluge Frau, die Themistoclea. Die
Priesterin von Delphi soll seine Lehre-
rin gewesen sein. Und von wem soll die
weise Forderung „Erkenne dich selbst!“
stammen? Natürlich von einer Frau.
Phemenoe hat sie geheißen und lebte
ungefähr 700 v.d.Z. Und so reiht Giese
Geschichten der Philosophiegeschich-
te aneinander, bis längst die Zeit über-
schritten ist. Auch wegen interessanten
Diskussionen im Publikum. Vielleicht
sieht man sich demnächst bei Giese in
Cunnersdorf und seinen philosophie-
renden Frauen?!      Reinhard Kärbsch

Antikes Denken
mal ganz anders

Seit Jahrhunderten haben Frauen für
Astronomen gerechnet, für Botaniker
und Zoologen gemalt und gezeichnet,
haben wissenschaftliche Bücher über-
setzt und sich in vielfacher Weise für
den Fortschritt in der Wissenschaft
„nützlich“ gemacht und haben große
Philosophen in ihrem Leben und in ih-
rem Denken ermutigt, begleitet und vor
allem eigenständig philosophisch ge-
dacht. Dafür findet in der Alten Schule
Cunnersdorf seit geraumer Zeit eine
Vortragsreihe zum Kennenlernen von
Philosophinnen statt. Vier derartige Ver-
anstaltungen haben bereits stattgefun-
den. Es folgen sieben weitere Abende
über Philosophinnen - von der Renais-
sance über die Aufklärung, das 19. Jahr-
hundert bis in die Gegenwart. Am letz-
ten Freitag eines jeden Monats beginnt
um 20 Uhr das ungewöhnliche geistige
Vergnügen mit den Denkerinnen. Der
Eintritt ist frei.                 Bernd Spolwig

Frauen
in der Philosophie

Dieses Europa, zumindest ein Teil
davon, das unter der Bezeichnung Eu-
ropäische Union (EU) firmiert, soll „to-
tal cool“ sein? Cornelia Ernst findet das
zumindest. Die promovierte Pädagogin
und einstige sächsische Landesvor-
sitzende der PDS, Mitglied des Euro-
päischen Parlaments und wieder auf
Listenplatz drei für die Europawahl am
25. Mai kandidierend, begründet als
Gast des Kamenzer politischen Früh-
schoppens am 30. März natürlich ihre
Auffassung: 28 Staaten macht jetzt die-
se EU aus, in denen 40 Sprachen, davon
24 amtliche, existieren. Ein Inder aus
Großbritannien bearbeitet mit linken
Angeordneten im Europäischen Parla-
ment das Problem der Saisonarbeit in
der EU. Ein sogenannter Staatenloser
sitzt im Parlament, gewählt von Wahl-
berechtigten in Lettland mit über 30
Prozent. Der Mann ist gebürtiger Russe
- und als Lette EU-Bürger, also wählbar.

Kritische Fakten

So seien die Gesetze, freut sich die
Politikerin. Es sei die Zusammenarbeit
mit sehr vielen Menschen, das Kennen-
lernen anderer Sichten, kurzum „ein
schöner Umgang“. Den eher emotional
gefärbten „Erlebnisbericht“ von ihrer
Parlamentsarbeit untersetzt sie mit wei-
teren, überaus kritischen Fakten. So sei
die EU bisher erstens ein „Friedens-
projekt auf ökonomischer Basis“. Die
Uridee sei die einer Wirtschafts-
kooperation gewesen  - bei Vernachläs-
sigung der sozialen Fragen bis heute.
Diese befänden sich weiterhin in natio-
naler Verantwortung. Die Linke sähe
auch den Lissaboner Vertrag, das Grund-
dokument, kritisch, weil es unter ande-
rem der militärischen Aufrüstung För-
derung zubillige. Griechenland könne
sich deshalb trotz finanzieller
Katastrophenpolitik und wirtschaftli-

Total cool

cher Talfahrt den größten Rüstungs-
haushalt pro Kopf in der EU leisten -
„ohne Intervention von Merkel“, wie
Ernst anmerkt. Zweitens existiere EU-
weit Antidiskriminierung. Drittens wür-
den „enorme Mittel für Fördergebiete“
bereitgestellt. Allein Sachsen habe
bisher 15 Milliarden Euro erhalten - für
Beschäftigung über Jugendknast bis
Landwirtschaft. Und schließlich sei
viertens die Freizügigkeit ein hohes Gut
des Zusammenlebens in der EU gewor-
den. Und die Defizite, Versäumnisse, das
Fehlverhalten? Die Liste ist lang; Ernst
verweist nur auf die vertane Chance,
gegenüber dem Iran als Vermittler zu
fungieren oder im Ukraine-Konflikt
Brücken zu bauen anstatt zu zündeln.
Und dann müsse die EU sozusagen
Wiedergutmachung auf dem Gebiet des
ehemaligen Jugoslawiens leisten und
den entstandenen Staaten und Territori-
en auf Augenhöhe begegnen.
Auch für die Institutionen der EU, die
sie zuvor kurz erläutert hatte, macht sie
eine linke Wunschliste auf: Erstens müs-
se die Gesetzesinitiative viel stärker in

das Parlament verlagert werden. „Der
Rat hat zu viel Macht“, stellte Ernst
fest. Zweitens reiche über die Aktivitä-
ten dieses Parlaments die Transparenz
nicht. Wie es agiere, bleibe in deutschen
Medien außen vor. Ernst möchte, dass
die größeren Zeitungen täglich eine
Europaseite gestalten. Drittens messe
die Linke in Europa einer „sozialen
Fortschrittsklausel“ Priorität zu -
zunächst als Minimum.

Die LINKE muss proeuropäisch sein

Das sei eine Lehre aus dem Versuch in
Zypern, für die Bankenrettung den
Bürger rigoros zu enteignen oder in
Griechenland ganze Bevölkerungsteile
dem sozialen Elend auszusetzen. Die
LINKE, so Cornelia Ernst das Fazit des
wieder interessanten Vormittags zie-
hend, „muss proeuropäisch sein und
gegen den Nationalismus, der in ver-
schiedenen Ländern der Europäischen
Union wieder erhöhten Zuspruch durch
Wählerinnen und Wähler erfahre, sein.
                                      Reinhard Kärbsch

Cornelia Ernst war am 30. März Gast des Kamenzer Frühschoppens.     Foto: R.K.

Anita Tack und Kathrin Kagelmann
heißen die Gäste des Kamenzer politi-
schen Frühschoppens am Sonntag, dem
18. Mai, 9:30 Uhr im Kamenzer Stadt-
theater. Tack, Diplomingenieurin für
Städtebau und Regionalplanung, ist seit
2009 Umweltministerin des Landes
Brandenburg, Kagelmann ist Spre-
cherin der LINKEN für Agrarpolitik und
Tierschutz sowie Mitglied im Aus-
schuss für Umwelt und Landwirtschaft
des Sächsischen Landtags. Beide wol-
len sich mühen, die Frage zu beantwor-
ten, ob die bundesdeutsche Energie-
wende mit oder ohne Braunkohle ge-
staltet werden sollte, könnte, müsste …
Der Streit scheint ein ewiger zu sein und
akzeptable Lösungen für alle darin ein-
gebundenen Institutionen und Bürger-
innen und Bürger weit weg. Jüngstes
Beispiel: Darf der Energiekonzern
Vattenfall, dessen Boxberger Kondens-
wolken von Kamenz aus zu sehen sind,

Lausitzer Braunkohle – Wohl oder Wehe?

die Braunkohlegewinnung mit neuen
Tagebauen fortführen? Soll Schleife
geschleift und Braunkohle bis 2060 und
darüber hinaus gebaggert werden mit
allen negativen Folgen für Natur und
Umwelt? Offenbar ja, findet eine Mehr-
heit von kommunalen und Landes-
politikern im elfköpfigen Regionalen

Planungsverband Oberlausitz-Nieder-
schlesien. Kagelmann stimmte im Ok-
tober 2013 mit „Nein“ - und blieb ziem-
lich allein.  In Brandenburg gibt es ähn-
liche Bestrebungen wie in Sachsen, die
Braunkohle über 2040 hinaus zu nut-
zen.  Da liegt gewaltiger politischer
Streitstoff drin!                                                     (red.)
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Angela Palm, Fraktionsvorsitzende der
LINKEN im Bautzner Stadtrat, äußer-
te sich unlängst zum Etat 2014. Ihre
Ausführungen gibt LLD in den wesent-
lichen Passagen wieder:

Entsprechend den Übergangsbestim-
mungen gilt der Haushalt der Stadt Baut-
zen trotz der nicht gedeckten nicht
zahlungswirksamen Aufwendungen als
ausgeglichen. Das im Vergleich zu 2013
deutlich verbesserte Ergebnis wurde im
Vorbericht erläutert. Nach gegenwärti-
ger Gesetzeslage enden jedoch diese
Übergangsbestimmungen mit Beginn
des Jahres 2017, so dass nun im vorlie-
genden Haushaltsplan für 2014 mit ei-
ner Mittelfristplanung bis 2017 das Jahr
2017 ausgeglichen sein muss. Unsere
Fraktion hat daher im Januar 2013 die
Bildung einer Konsolidierungsgruppe
in der Stadtverwaltung begrüßt. Die
Arbeitsergebnisse der Konsolidierungs-
gruppe zum Investitionsplan 2014 -
2017 haben wir im Dezember 2013 im
Stadtrat diskutiert. Sie wurden in die
vorliegende Haushaltssatzung eingear-
beitet, wie die Sanierung der Curie- und
Fichte-Grundschule, die Fertigstellung
des Steinhauses, die Schaffung weite-
rer Kinderkrippenplätze oder die Sanie-
rung der Czornebohbaude.

Ausgeglichener Haushalt bis 2017?

Gelingt es nicht, bis 2017 Lösungen
für einen ausgeglichenen Haushalt zu
finden, muss die Kommunalaufsicht ein
genehmigungspflichtiges Haushalts-
strukturkonzept von der Stadt fordern.
Damit stehen die Freiwilligkeits-
leistungen auf dem Spiel, die als Berei-
cherung des Lebens in unserer Stadt
nicht hoch genug anzurechnen sind. So
die Zuschüsse für das Steinhaus, den

Schwieriges Haushalten

Sport, das Museum, die Bibliothek, die
Sternwarte, das Theater, die Vereine, das
Kinderfest, für das Essengeld für sozia-
le Härtefälle oder für die Schul-
sozialarbeiter an den Schulen in städti-
scher Trägerschaft ... Damit steht die
Straßenbaubeitragssatzung auf dem
Spiel. Jetzt gilt ja seit 2009 die Satzung
mit niedrigeren Beitragssätzen, dann
könnten wieder die Höchstsätze ver-
langt werden. Zur Erinnerung: Die Ab-
senkung der Straßenbaubeiträge war
letztlich ein Ergebnis des fraktionsüber-
greifenden Antrages auf Abschaffung
der Straßenbaubeitragssatzung. In der
kommenden Wahlperiode des Bautzen-
er Stadtrates wird die Abschaffung der
Straßenbaubeiträge wieder eines unse-
rer Ziele sein.
Mit den Anstrengungen zur Haushalts-
konsolidierung einerseits verlangen wir
andererseits aber auch, dass die Budget-
verantwortlichen verantwortlich mit
ihrem Budget umgehen und wir als
Stadträte nicht, wie 2013 mehrmals ge-
schehen, Mehrausgaben „abnicken“

müssen, so beispielsweise allein für den
Weihnachtsmarkt 35 000 Euro.
Wir schlagen daher vor, dass im Verlauf
des Jahres und im Rahmen der nächs-
ten Haushaltsplanung in den Ausschüs-
sen konkreter Auskunft über die entspre-
chenden Budgets gegeben wird.

Problem Essenversorgung

Ich möchte noch etwas zum Thema
Mittagessenversorgung für Schulen
und Horte in Trägerschaft der Stadt
Bautzen sagen. Unsere Fraktion hatte
in der Haushaltsrede im Januar vorigen
Jahres beantragt, bis März 2013 das
Verfahren zur Neuvergabe zu beschlie-
ßen. Den weiteren Weg bis zur geplan-
ten Vergabe im Mai, einschließlich für
die Kindertagesstätten, kennen Sie.
Wie wir aus unserer Zusammenarbeit
mit dem Stadtfamilienrat wissen, be-
schäftigt ihn aber im Interesse der Kin-
der zum Thema Mittagessen-
versorgung noch mehr, so unter ande-
rem die Zeit für die Essenseinnahme

und das Thema Schulküchen. Unser
Vorschlag ist, bei der Planung für die
Sanierung der Allende-Oberschule, die
ja dann nach der Sanierung der Curie-
Grundschule und der Fichte-Grund-
schule anstehen müsste, bereits in den
Grundsatzbeschluss eine Schulküche
mitaufzunehmen.

Einige LINKE Vorschläge

Vorab möchten wir gern wissen, wel-
che Mindestanforderungen an eine
Schulküche beispielsweise für solch
eine Oberschule gestellt werden. Wir
schlagen vor, dieses Thema, verbunden
mit dem Besuch einer Schulküche, im
Herbst im neuen Stadtrat zu behandeln.
Ein weiterer Vorschlag/Idee ist, für den
Schulkomplex Schillergymnasium,
Melanchtongymnasium und Berufs-
schulzentrum einschließlich des ge-
planten Neubaus eine gemeinsame
Nutzung der ebenfalls geplanten Men-
sa vorzusehen.
Wir hoffen, dass es uns auch 2014 ge-
lingen wird, die Stadtinteressen finan-
ziell abzusichern und schrittweise bis
2017 zu einem ausgeglichenen Haus-
halt zu gelangen. Wir unterstützen da-
her den Appell der Städte „an die Bun-
desregierung, die im Koalitionsvertrag
angekündigte finanzielle Entlastung
der Kommunen zügig auf den Weg zu
bringen“ (Städtetag aktuell 2/14). Wir
erwarten aber auch mehr Unterstützung
des Freistaates Sachsen. Ich nenne nur
ein Beispiel: Der letztmalig 2005 er-
folgten Anpassung des Landeszu-
schusses bei der Finanzierung der Be-
triebskosten der Kindertagesein-
richtungen muss endlich eine weitere
folgen!
Die Fraktion DIE LINKE stimmt der
Haushaltssatzung 2014 zu.

Foto: Reinhard Kärbsch

Liebe Genossinnen und Genossen aus Bautzen, unsere Kandidaten und
Kandidatinnen der Partei DIE LINKE für die Wahl des Stadtrates am 25. Mai in
Bautzen haben ein Programm für mehr Gemeinwohl in unserer Stadt zusam-
mengestellt. Diese Ideen für bessere Arbeits- und Lebensbedingungen möch-
ten wir Euch vorstellen und mit Euch dazu ins Gespräch kommen. Dabei sind
uns Eure Gedanken zur Entwicklung unserer Stadt besonders wichtig.

W ann? Donnerstag, den 15. und 22. Mai, jeweils von 15 bis 17 Uhr
W o? Bürgerbüro der Partei DIE LINKE, Schülerstraße 10

Info-Stände mit Kandidatinnen und Kandidaten

Zentrum-Markt
Sonnabend,17. Mai,  9-11 Uhr; Freitag, 23. Mai, 15-17 Uhr

Allende Kaufhalle
Mittwoch, 14. Mai, 15-17 Uhr; Mittwoch, 21. Mai, 9-11 Uhr

Gesundbrunnen Kaufland
Dienstag, 13. Mai, 9-11 Uhr;  Mittwoch, 21. Mai, 17-19 Uhr

Rüdiger Thürling

Wahlgespräche
Im Freistaat gilt jeder elfte Rentner als
arm, das heißt, er bezieht weniger als
726 Euro Rente. In der Gruppe der 50
bis 65-Jährigen ist jeder Fünfte heute
schon arm. 2009 hatten Frauen eine
durchschnittliche Rente von 750,
Männer von 1 080 Euro. Ein Drittel der
Rentenbezieher gehen vorzeitig mit
Rentenabschlägen in den Ruhestand.

Warum wird die Altersarmut dramatisch
wachsen?
Stichpunktartig seien einige Gründe
aufgezählt: schlechte Bezahlung, 30
Prozent arbeiten zu Niedriglöhnen, fünf
Millionen Menschen arbeiten in
Minijobs und Zeitarbeit, Zeiten der Ar-
beitslosigkeit, sechs Millionen leben
von Hartz IV-Bezügen, gestrichene
Rentenbeiträge für Hartz IV-Betroffene,
fehlende Arbeitsplätze für ältere
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
(nur elf Prozent der Männer und  4,3

Altersarmut in Sachsen wächst
Prozent der Frauen mit 64 sind im Voll-
zeitarbeitsprozess).
Das ergibt ein gekürztes Leistungs-
niveau bei der Berechnung der Rente.

Wie wirkt diese Entwicklung auf das
Lebensniveau der Rentnerinnen und
Rentner?
Immer mehr müssen arbeiten gehen, weil
die Rente nicht reicht. Immer mehr
können Kulturangebote kaum nutzen,
eigene Bedürfnisse nicht mehr erfüllen.
Die Lebenserwartung für in Armut Le-
bende ist um sieben Jahre kürzer.

Nach Angaben der Deutschen Ren-
tenversicherung erhielten (Stichtag
31. Dezember 2012) 17,7 Millionen
eine gesetzliche Altersrente. Die
Durchschnittswerte werden mit
1005/508 Euro (Männer/Frauen
West) und  1 073/730 Euro (Männer/
Frauen Ost) angegeben.
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LINKE SEITEN.

André Schollbach, vertritt als Rechts-
anwalt etliche angeklagte Teilnehmer/
innen der friedlichen Anti-Nazi-
Blockaden.

Ob in Hoyerswerda, Dresden oder
anderswo: Immer wieder werden Men-
schen von Neonazis bedroht und ein-
geschüchtert. Immer wieder nutzen
Neonazis die öffentliche Bühne für die
Verbreitung ihrer widerlichen Ideolo-
gie. Jahrelang versuchten sie, das Ge-
denken an die Zerstörung Dresdens am
13. Februar 1945 zu missbrauchen und
veranstalteten den größten Naziauf-
marsch in Europa.
André Schollbach, Rechtsanwalt und
Fraktionsvorsitzender der LINKEN im
Dresdner Stadtrat, hat sich juristisch und
politisch dafür engagiert, den 13. Feb-
ruar nazifrei zu gestalten. Knapp eine
Woche nach den Neonazi-Schmiererei-
en am Bürgerbüro in Hoyerswerda fan-
den sich viele interessierte Gäste ein,
um André Schollbachs Ausführungen
zum 13. Februar und den Umtrieben der
Neonazis in Dresden zuzuhören und mit
ihm rund um diesen Gedenk- und
Mahntag zu diskutieren.

Neonazis - eine
Gefahr

Der Blick auf die Geschichte dieses
Tages und das Erstarken eines rechtsra-
dikalen Aufzuges hin zu Westeuropas
größtem Aufmarsch machte vor allem
eines deutlich: Der erfolgreiche Gegen-
protest der letzten Jahre ist kein Grund,
sich zurücklehnen, sondern weiterzu-
machen - in der Gewissheit, dass antifa-
schistischer Widerstand nötig und wirk-
sam ist. So gab es zwar in diesem Jahr
wegen der erfolgreichen Blockaden in
den Vorjahren keinen großen Naziauf-
marsch. Dafür marschierten die Neona-
zis mit behördlicher Genehmigung
bereits am Vorabend mit Fackeln durch
Dresden. Derzeit wird geprüft, ob diese
Demo wirklich so spontan war oder ob
die Versammlungsbehörde schon län-
ger davon wusste, aber verheimlichte,
um bewusst Gegenproteste zu verhin-
dern. Einhellige Meinung am Ende der
Veranstaltung: Wir alle müssen dazu
beitragen, den 13. Februar mit anderen
Symboliken und Inhalten zu besetzen,
um den Nazis keinen Raum zu geben.
Ein Tag des Friedens mit dem Thema
Rüstungsforschung in Dresden zum
Beispiel könnte ein - neben dem erfolg-
reich etablierten Dresdener „Täter-
spaziergang“ - ein Anknüpfungspunkt
sein.          Kristin Hofmann

Der Wahlkampf hat begonnen. Der 1.
Mai in Hoyerswerda war ein würdiger
Auftakt. Vieles ist dank Eurer Hilfe und
Unterstützung bereits geschehen. 477
Plakate wurden in unserem Verant-
wortungsbereich angebracht. Drei
Plakatierungsteams haben gute Arbeit
geleistet. Vielen Dank! Auch unser Vor-
sitzender Ralph Büchner stand auf der
Leiter. Seit über 20 Jahren stehen dort
auch Uwe Kratzert und Heinrich Ruynat,
die tatkräftig die Plakatierungstruppe
des Landesvorstandes unterstützten.
Aber auch ohne Klaus, Erika, Hildegard,
Marcel und vieler namentlich Nicht-
genannter - es besteht immer die Ge-
fahr, jemanden zu vergessen - wäre es
nicht gegangen. Allen im Namen des
Ortsvorstandes vielen Dank.

Es ist noch viel zu verteilen

Das Wahlmaterial liegt bereit. Das Pro-
gramm für die Kreistagswahl wird jeder
Haushalt des Kreises erhalten. Es wird
mit dem Wochenkurier verteilt. In der
Stadt Hoyerswerda, außer Ortsteile, ver-
teilen wir selbst. Lohsa wird eigene Flyer
für die Kommunalwahl verteilen. Im
gesamten Stadtgebiet von Hoyerswerda
werden wir in Eigenregie mit Eurer Hil-
fe Flyer für Stadtratswahl, das Kurzwahl-
programm für die Europawahl sowie die
Europawahlzeitung mit Einlage zur

Wir brauchen noch viele Helfer

Kommunalwahl verteilen. Viele Hel-
fer werden dafür benötigt. Jede und je-
der kann einen konkreten Beitrag leis-
ten! Es hilft schon, wenn jede Genos-
sin und jeder Genosse in seiner unmit-
telbaren Wohnumgebung verteilt.
Meldet Euch deshalb bei den Verant-
wortlichen Eurer Basisgruppen oder
direkt im Bürgerbüro! Wichtig ist na-
türlich eine hohe Wahlbeteiligung.
Sucht das persönliche Gespräch mit
Nachbarn, Freunden und Bekannten,

aber auch mit der Familie, mit Eltern
und Kindern! Jede Stimme zählt, jede
Stimme für uns ist goldwert. Ich freue
mich auf einen tollen Wahlkampf, ich
freue mich auf Eure Hilfe und Unter-
stützung. Übrigens, wer nicht mehr auf
die Leiter steigen kann oder Schwierig-
keiten beim Laufen hat, kann auch hel-
fen. Ein Blick in die Geldbörse genügt
- jeder Euro ist für uns sehr wichtig. In
alter Freundschaft und Verbundenheit

                  Euer Gerhard Heyme

Jung und Alt sind auch in W ahlkampfzeiten ein gutes Gespann.   Foto: G. Heyme

Am 16. April wurden in Hoyerswerda
16 Aktionen im Rahmen der Aktion
„Tag&Nacht für Toleranz“ durchge-
führt. Die LINKE Hoyerswerda betei-
ligte sich mit einer Gesprächsrunde im
Bürgerbüro daran. Kreisrat Sven
Scheidemantel wurde als Gesprächs-
leiter zur Thematik „Sinti und Roma in
Deutschland“ gewonnen. Nach einer
fundierten Einführung durch Sven gab
es eine sehr interessante Diskussion.
Viel Neues erfuhren wir und so man-
ches Vorurteil konnte ausgeräumt wer-
den. Seit über 600 Jahren leben Sinti
und Roma im deutschen Sprachraum
wie auch in anderen Teilen Europas als
Bürger dieser Länder. Im Gegensatz zu
den propagandistischen Klischees der
Nationalsozialisten waren Sinti und
Roma in Deutschland bis zur sogenann-
ten „Machtergreifung“ als deutsche
Staatsbürger ebenso integriert wie die
Juden. Sie lebten als Arbeiter, Angestell-
te, Beamte, Handwerker, Künstler oder
Inhaber von Geschäften oftmals seit
Generationen in ihren Heimatorten.
Viele von ihnen hatten im Ersten Welt-
krieg als überzeugte Patrioten für
Deutschland gekämpft und waren -
ebenso wie die deutschen Juden - mit
hohen Auszeichnungen versehen wor-
den. Die mit Beginn der nationalsozia-
listischen Herrschaft praktizierte Aus-
sonderung und Entrechtung beendete
dieses bis dahin selbstverständliche
Leben der Sinti und Roma als deutsche

Sinti und Roma über 600 Jahre in Deutschland

Bürger. Nachdem der Reichsführer der
SS Heinrich Himmler bereits im No-
vember 1938 die „endgültige Lösung“
der sogenannten „Zigeunerfrage“ an-
gekündigt hatte, rollten im Frühjahr
1943 die Deportationszüge mit Sinti
und Roma aus elf europäischen Län-
dern in das Vernichtungslager
Auschwitz-Birkenau. Der als Zigeuner-
lager abgetrennte Lagerabschnitt wur-
de zum Mittelpunkt einer mörderischen
Ausrottungspolitik, welche die voll-
ständige Vernichtung der Volksgrup-
pe zum Ziel hatte. Über 500 000 Sinti
und Roma fielen im nationalsozialis-
tisch besetzten Europa dieser staats-

terroristischen Vernichtungsaktion zum
Opfer. Aufgrund ihrer bloßen biologi-
schen Existenz wurden Sinti und Roma
- alte Menschen ebenso wie Kleinkin-
der - zu Opfern eines Völkermord-
verbrechens, das in der Geschichte ein-
malig ist und in seinem Ausmaß unvor-
stellbar bleiben wird. „Der historische
Bruch des Holocaust hat sich tief in das
kollektive Gedächtnis der Sinti und
Roma eingegraben und wird die Identi-
tät und das Bewusstsein auch künftiger
Generationen prägen“, sagte Romani
Rose, Vorsitzender des Zentralrats Deut-
scher Sinti und Roma. Das dürfen wir
niemals vergessen.       Gerhard Heyme

Sven Scheidemantel bei seinem interessanten Vortrag.         Foto: Gerhard Heyme

Foto: Kristin Hofmann
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Im Jahr 2015 jährt sich zum 70. Mal die
Befreiung des deutschen Volkes vom
Hitlerfaschismus und das Ende  des
Zweiten Weltkrieges 1945. Das war
Anlass für Historiker und andere Wis-
senschaftler, Publizisten sowie zahlrei-
che Zeitzeugen, den  Autorenkreis
„Lausitzer Almanach“ e.V. mit Beiträ-
gen für eine Sonderausgabe im Buch-
format zu unterstützen.
Bedeutsam sind die historisch-philoso-
phischen Autorenbeiträge zu den un-
mittelbaren Kampfhandlungen im
April/Mai 1945 in Ostsachsen.
Besonders harte Kämpfe tobten bei der
Überwindung der Neiße sowie in den
Kampfstreifen der 52. Sowjetischen Ar-
mee und der 2. Polnischen Armee zwi-
schen Niesky und Weißenberg sowie
sehr verlustreich um und in Bautzen.
Auch die Kämpfe zwischen Bautzen-
Kamenz-Elstra-Großröhrsdorf oder im
Gebiet um Königsbrück wurden äu-
ßerst erbittert geführt. Verschiedene
militärhistorische Fotos und Lage-
skizzen veranschaulichen die Darstel-
lungen und Berichte.
Mit unserer Buchausgabe legen wir
Kriegsverbrechen auf beiden Seiten der
Front schonungslos offen. „Willkürli-
che Tötungen“ von Zivilisten, deser-
tierten Soldaten und Kriegsgefangenen
bewegen heute noch die Menschen in
Ostsachsen. Deshalb sollen Zeitzeugen-
berichte und andere Darstellungen die-
se meist unerwähnten Toten beider Sei-
ten der Front dem Vergessen entreißen.
Das Buch (244 Seiten mit vielen Abbil-

Das Ende vor 70 Jahren

dungen) wird am Montag, dem 26. Mai,
18 Uhr, im Stadttheater Kamenz,
Pulsnitzer Straße, der Öffentlichkeit
vorgestellt. Die Autoren werden anwe-
send sein. Mitautor Prof. Dr. sc. Horst
Schneider (Dresden), selbst Kriegsteil-
nehmer, wird die Begrüßung/Laudatio
zum Buch halten. Die Veranstaltung ist
öffentlich und kostenfrei! Nach der
Buchpräsentation beginnt noch im Saal
der Verkauf dieses ungewöhnlichen
Buches.                   Dr. Dieter Rostowski

Kaffee und Kuchen waren reichlich
vorhanden, als die Landtagsab-
geordnete und Kamenzer Stadträtin
Marion junge Bürgerinnen und Bürger
zu einer offenen Gesprächsrunde in ih-
rem Bürgerbüro empfing. Die Gast-
geberin begrüßte die zahlreichen Gäs-
te herzlich und stellte ihre Arbeit im
Stadtrat und als kommunalpolitische
Sprecherin der Landtagsfraktion vor.
Danach konnten die Anwesenden Fra-
gen stellen und offen diskutieren. Der
geplante Neubau des Pflegeheimes, der
viele Kamenzer Gemüter erregt, sorgte
auch hier für einigen Gesprächsstoff.
Hier wies die Stadträtin auf die Mög-
lichkeit der Bürgerbeteiligung am
Bebauungsplan hin. Zur laufenden Aus-
einandersetzung sagte sie: „Diese Fra-
ge ist nur gemeinsam und unter gegen-
seitiger Akzeptanz lösbar.“
Ein weiterer Punkt wurde vom Hoch-
kirchener Gemeinderat Dietmar Delling
eingeworfen: In der Kommunalpolitik
fehlt der Nachwuchs! Hier sind neben
dem hohen persönlichen Aufwand für
dieses Ehrenamt auch Defizite in der
politischen Bildung eine Ursache. Vie-
le Bürgerinnen und Bürger wissen nicht,
welche Entscheidungen im Gemeinde-
rat getroffen werden können und dass
die Arbeit dort ehrenamtlich, also ne-
ben der regulären Beschäftigung statt-
findet. Leidenschaftliche Diskussionen
löste die Asylpolitik aus. Kreisrätin
Regina Schulz schilderte hier die
Entscheidungsstrukturen und die aktu-
elle Lage. Das ursprünglich für 400 Asyl-

Na ja, die „Dame“ lassen wir mal so ste-
hen, obwohl sie eine äußerst unsympa-
thische Zeitgenossin ist. Allein die ab-
fälligen Blicke für den jungen Mann
dunkler Hautfarbe, der gerade in die
Straßenbahn steigt und sich ausgerech-
net neben diese Person setzt ... Erst recht,
was sie so sagt und wie Mitfahrende
darauf reagieren - oder auch nicht …
Diese Alte wird am 8. April bei einer
Fortbildung des Kamenzer Bündnisses
für Humanität und Toleranz in dem
Kurzfilm „Schwarzfahrer“ von Pepe
Danquart vorgeführt. Der Streifen steht
am Anfang des Abends.

Empfänglich für neue Ansichten

Der Zweck: Erkennen von Rassismus
im Alltag - und des möglichen
Entgegnens. Es geht, mit leichtem
Schuleinschlag, darum, Menschen-
verachtendes, ja Menschenfeindliches
inmitten der Gesellschaft zu erfassen,
zu bewerten und mögliche Ansätze zur
Überwindung zumindest ansatzweise
zu diskutieren. Die 16 Wissbegierigen
sind mit solchen Problemen längst ver-
traut, aber zugleich empfänglich für
neue Ansichten und wissenschaftliche
Erkenntnisse, die ihnen Jens Beier, Re-

Eine alte Dame in der Straßenbahn

ferendar am Gottfried-Ephraim-
Lessing-Gymnasium Kamenz, vermit-
telt. Da spielt eine ganze Menge rein an
Ab- und Ausgrenzung von „fremden“
Menschen, an kategorischer Generali-
sierung und Übertreibung von Verhal-
tensweisen, an Abwertung  „fremder“
Identität und der Überhöung der eige-
nen - um nur ein paar Stichworte zu
nennen, die erörtert und erklärt werden.
Es geht um Vorurteile, Klischees,

Unwissen, Angst, Ignoranz und Diskri-
minierung. Fremdenfeindlichkeit und
Rassismus sind zentrale Begriffe. Es
wird der Frage nachgegangen, wo die
Hintergründe von Rassismus zu finden
sind, welche Ursachen dieser hat, wie er
entstanden ist und wie er sich heute
zeigt. Im Individuellen wie im Gesell-
schaftlichen. Latent und aggressiv.
So wird auch hörbar: Das Wort „Hot-
tentotten“ (Bezeichnung der Buren für

die Völkerfamilie der Khoi Khoi in Süd-
afrika und Namibia) stammt aus der
deutschen Kaiserzeit - als Synonym für
vermeintliche kulturelle Unterlegenheit
und mangelnden Intellekt. Die Parole
„Lieber Kinder statt Inder“ brachte der
hochrangige CDU-Politiker Jürgen
Rüttgers, immerhin mal Ministerpräsi-
dent von Nordrhein-Westfalen, unter die
Menschen. Der SPD-Mann Thilo
Sarrazin bedient mit seiner Lektüre
„Deutschland schafft sich ab“ nicht nur
die deutschen Stammtische, sondern
füllt Lücken, die Politiker hinterlassen.

Offene Gespräche führen

Diese scheuen sich zu oft davor, mit den
Bürgerinnen und Bürgern über Ein-
wanderung von Ausländern, die
Asylbewerberproblematik, würdevolle
Lebensbedingungen für jeden Men-
schen und vieles andere mehr in die-
sem Zusammenhang zu sprechen. Ei-
nig wird man sich an diesem Abend:
Offene Gespräche ohne jegliche Tabus
sind noch das Beste, was man tun kann!
Hier gebe es einen „Regenbogen an
Möglichkeiten“. Aber oft macht sich
auch Ohnmacht breit.

        Reinhard Kärbsch

Jens Beier leitete die interessante Fortbildung.                   Foto: Reinhard Kärbsch

Interessante Bürger
bewerber ausgelegte Heim in Kamenz
sei inzwischen mit Notunterkünften
aufgestockt worden und beherberge
nun ca. 500 Menschen. Andere Stand-
orte im Kreis zeigen ein ähnliches Bild.
Frau Schulz legte als direkt Beteiligte
dar, wie diese Situation entstand und
warb hier für eine komplexe Sichtweise.
Die eigentlich notwendige dezentrale
Unterbringung scheitert an fehlenden
Betreuungsmöglichkeiten. Auch eine
gesonderte Unterbringung von Famili-
en ist aus finanziellen Gründen zurzeit
nicht möglich. Es ist eine große Aufga-
be von Land, Kreis und Kommunen,
gemeinsam ein tauglicheres Konzept
für die Unterbringung zu erarbeiten.

Engagement notwendig

Sie warb auch noch einmal für Engage-
ment in der Bürgerinitiative und bat
auch um Sachspenden. Engagierte Bür-
ger berichteten von ihren Erlebnissen
aus der Arbeit mit den Asylbewerbern.
Insgesamt war die parteiübergreifend
und gut besuchte Veranstaltung eine
Bereicherung. Hintergrundwissen und
Geschichten aus der Praxis bildeten eine
einzigartige Atmosphäre, die Lust auf
das Mitgestalten macht. Die
Gastgeberin verabschiedete die Gäste
mit einem Hinweis auf die Lesung von
Gregor Gysi am 31. Mai in
Bischofswerda und lud noch einmal
dazu ein, an der Zukunftsvision für die
Stadt mitzuarbeiten.
                                            Jens Dietzmann

Aus dem Geschehenen wollen wir
auf das schließen, was
geschehen kann.
Jacques Rousseau   (1712-1778)
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Herzlichen

 Glückwunsch

 Der Kreisvorstand und die
Redaktion  gratulieren
allen Genossinnen und

Genossen, die im
Mai und Juni

 ihren Geburtstag begehen
und wünschen beste

Gesundheit, viel Glück
und Wohlergehen.

Unser besonderer
Glückwunsch gilt:

Termine Mai 2014
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Bürgerbüro MdL Marion Junge, Kamenz:
Telefon (035 78) 78 73 39 - montags, mittwochs, donnerstags,
freitags 13 - 16 Uhr sowie nach individueller Vereinbarung

Bürgerbüro MdB Caren Lay, Hoyerswerda:
Telefon (035 71) 60 81 18

Erreichbar
ist der Kreisvorstand der LINKEN.Bautzen
Tel.: 01577-3917307; E-mail: kontakt@dielinke-bautzen.de
Internet: www.dielinke-bautzen.de

Kreisverband DIE LINKE. Bautzen (Geschäftsführer Felix Muster):
Tel.: (03 591) 49 09 76 ; Fax: (03 591) 31 89 926
E-Mail: kontakt@dielinke-bautzen.de
Ortsverband DIE LINKE. Bautzen (Ortsvorsitzender Rüdiger Thürling):
Tel.: (03 591) 31 89 993; E-Mail: ortsverband-bautzen@dielinke-bautzen.de
Abgeordnetenbüro MdEP Cornelia Ernst (Assistent Sven Scheidemantel):
Tel.: (03 591) 27 05 61; E-Mail: bautzen@cornelia-ernst.de
Abgeordnetenbüro MdB Caren Lay (MA Kristin Hofmann):
Tel.: (03 591) 27 05 42 ; Fax: (03 591) 27 05 43
E-Mail: caren.lay@wk2.bundestag.de
Abgeordnetenbüro MdL Heiko Kosel:
Tel.: (03 591) 52 96 820; Fax: (03 591) 52 96 930
E-Mail: europakontakt.dielinke@t-online.de

Bürgerbüro Bautzen, Schülerstraße 10

Dienstag, 27. Mai, 16 Uhr: Kaffee-Kuchen-Politik mit
Caren Lay im Büro Hoyerswerda

Caren Lay lädt ein, gemeinsam mit Euch in gemütlicher Runde zur aktuel-
len Bundespolitik ins Gespräch zu kommen. Gern berichtet sie von aktuel-
len Debatten und nimmt Eure Anregungen und Ideen mit nach Berlin. Seit
der letzten Wahl ist Caren Lay AK-Leiterin und stellvertretende Fraktions-
vorsitzende und möchte, wenn Ihr wollt, auch davon erzählen. Außerdem ist
es auch Gelegenheit, nach dem Wahlkampf gemeinsam zu verschnaufen.

Montag, 12. Mai, 18:30 Uhr: Sitzung der Stadtratsfraktion DIE LINKE. Kamenz -
Bürgerbüro Kamenz
Dienstag, 13. Mai, 18 Uhr: Beratung des Ortsvorstandes und W ahlteams DIE
LINKE. Kamenz -  Bürgerbüro Kamenz
Mittwoch, 14.Mai, 17.00 Uhr: Landesarbeitsgemeinschaft Sorbische Linke
„Serbska lìwica“ im Bürgerbüro Bautzen, Schulstraße 10, zu einer Beratung zum
Thema „Mitbestimmung, Selbstbestimmung und Fremdestimmung der ethni-
schen Minderheiten“ und W ahlaktivitäten der Sorbischen Linke 2014
Montag, 19. Mai, 18.30 Uhr: W olfgang Gehrcke im Haus der Sorben  in Bautzen,
zu aktuellen Ereignissen in der Ukraine und deren Reflektion in der EU und in der
Europäischen Linken
Donnerstag, 15. Mai,  9 Uhr: Infostand auf dem Marktplatz Kamenz - Bürger-
büro Kamenz
Freitag, 16. Mai, 15-17 Uhr: Sozialberatung mit RA Gregor Janik und Kreisrat
Ralph Büchner - Bürgerbüro Kamenz
Sonntag, 18. Mai, 9:30 Uhr: Politfrühschoppen mit Anita Tack, Ministerin für
Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg, und
Kathrin Kagelmann, MdL DIE LINKE in Sachsen
Dienstag, 20. Mai, 5:30 Uhr: Guten Morgen Bahnreisende - Aktion auf dem
Bahnhof Kamenz
Dienstag, 20. Mai, 16 Uhr: Bürgersprechstunde mit Regina Schulz (Ortsvor-
sitzende DIE LINKE. Kamenz und Kreisrätin) - Bürgerbüro Kamenz
Donnerstag, 22. Mai, 9 Uhr: Infostand auf dem Marktplatz Kamenz
Donnerstag, 22. Mai, 17 Uhr: Forum mit Heiko Kosel zur Jugendsozialarbeit im
Landkreis Bautzen - Steinhaus Bautzen
Freitag, 23. Mai, 17 Uhr: Sozialberatung mit MdL Heiko Kosel und Rechtsan-
walt Gregor Janick - Bautzen, Schülerstraße 10
Freitag, 23. Mai, 5:30 Uhr: Guten Morgen Bahnreisende - Aktion auf dem
Bahnhof Kamenz
Freitag, 23. Mai,  von 12.00 bis 18.00 Abschkuss des Europawahlkampfes , auf
dem Bautzener Kornmarkt
Montag, 26. Mai, 16 Uhr: Bürgersprechstunde mit Marion Junge (Mitglied des
Sächsischen Landtages und Kommunalpolitische Sprecherin) - Bürgerbüro
Kamenz
Dienstag, 27. Mai, ganztägig: W ahlkreistag Hoyerswerda von MdB Caren Lay,
u.a. mit Treff Handwerkskammer und Scheckübergabe VVN-BdA
Dienstag, 27. Mai, 14 Uhr: Eröffnung der W anderausstellung des Deutschen
Bundestages zum deutschen Parlamentarismus auf Initiative von Caren Lay -
Hoyerswerda, Lausitzcenter
Mittwoch, 28. Mai, ganztägig: Caren Lay beteiligt sich beim Perspektivwechsel
bei der Kindertageseinrichtung Hermannstift in Bischofswerda
Mittwoch, 28. Mai, 14 Uhr: Sprechstunde des Abgeordneten Heiko Kosel im
Asylbewerberheim Bischofswerda
Donnerstag, 29. Mai, bis Sonnabend, 31. Mai: Europacamp des Ständigen
Forums der Linken der Regionen in Mnichove Hradištì, Tschechien - Anmel-
dung über das Abgeordnetenbüro Heiko Kosel
Montag, 2. Juni, 16 Uhr: Einweihung des Kinderspielplatzes in Lippitsch
Donnerstag, 5. Juni, 15 Uhr: Bürgersprechstunde mit MdL Heiko Kosel im
Bürgerbüro Panschwitz-Kuckau, Æišinskistraße 9
Donnerstag, 5. Juni, 15 Uhr: Vortrag  Prof. Horst Schneider auf einer Veranstal-
tung der Regionalgruppe RotFuchs zum Thema „Erster W eltkrieg - die Urka-
tastrophe Europas?“ - Unabhängiger Seniorenverein Bautzen, Löhrstraße 33

Torsten Schwarz aus Bautzen am 23. Mai zum 40.
Uwe Kewitz aus Schwepnitz am 8. Juni zum 40.
Gerd Schmidt aus Hoyerswerda am 9. Juni zum 50.
Helmar Wilke aus Lohsa am 21. Mai zum 65.
Heinrich Minuth aus Hoyerswerda am 9. Juni zum 70.
Inge Böhning aus Hoyerswerda am 14. Juni zum 75.
Dieter Gärtner aus Bautzen am 14. Juni zum 75.
Lorenz Glöckler aus Hoyerswerda am 17. Mai zum 80.
Ruth Berndt aus Bautzen am 22. Mai zum 81.
Dora Gebauer aus Hoyerswerda am 24. Mai zum 81.
Dora Rudolph aus Lauta am 24. Mai zum 81.
Günter Kricke aus Bautzen am 11. Juni zum 83.
Theresia Schulze aus Bautzen am 11. Juni zum 83.
Elfriede W allenhauer aus Hoyerswerda am 2. Juni zum 85.
Fritz Heilmann aus Ottendorf-Okrilla am 29. Mai zum 86.
Anita Winter aus Steinigtwolmsdorf am 8. Juni zum 86.
Johanna Neumann aus W ilthen am 28. Mai zum 87.
Ilse Pavel aus Radeberg am 1. Juni zum 88.
Sigrid Karpe aus Hoyerswerda am 4. Juni zum 88.
Irmgard Müller aus Hoyerswerda am 19. Mai zum 90.
Katarina Stasch aus Hoyerswerda am 17. Mai zum 91.


